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Schlüsselindikatoren zu Klimawandel und 
Energiewirtschaft und Wohlfahrtseffekte von 
Extremwetter am Beispiel von Hochwasser 
Die Treibhausgasemissionen waren in Österreich 2011 um 2,2 Mio. t CO2-Äquivalente oder um 2,6% ge-
ringer als 2010. Gleichzeitig nahm das reale Bruttoinlandsprodukt um 2,7% zu. Der Bruttoinlandsverbrauch 
an Kohle, Erdöl, Erdgas und erneuerbaren Energieträgern sank 2011 gegenüber 2010 um 5,1% und lag 
wieder etwa auf dem Niveau des Krisenjahres 2009. Dabei vergrößerte sich der Einsatz von Kohle (+2,7%), 
während der Einsatz von Gas (5,6%) und Erdöl (6,6%) merklich zurückging. Der Einsatz von fossilen 
Energieträgern verringerte sich damit insgesamt um 5%. Der Verbrauch an erneuerbaren Energieträgern 
war allerdings noch stärker rückläufig (5,5%). Der Anteil der erneuerbaren Energieträger am Primärener-
gieverbrauch stagnierte somit auf etwas über 27%. Der Rückgang des Energieverbrauches und der Treib-
hausgasemissionen war in erster Linie auf einen warmen Winter zurückzuführen. Aus aktuellem Anlass 
widmet sich der vorliegende Beitrag in einem Schwerpunktthema der Quantifizierung von Wohlfahrtsef-
fekten von extremen Wetterereignissen am Beispiel von Hochwasser. Detaillierte Schätzungen von Schä-
den und Wohlfahrtsverlusten durch Extremereignisse bilden eine Entscheidungsgrundlage für die Entwick-
lung von Anpassungsmaßnahmen sowie von Maßnahmen des Risiko- und Katastrophenmanagements. 
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Der vorliegende sechste WIFO-Bericht über Schlüsselindikatoren zu Klimawandel und 
Energiewirtschaft beleuchtet energieökonomische und klimarelevante Trends und 
Entwicklungen auf Basis der jeweils aktuell verfügbaren Daten. Diese betreffen die 
Treibhausgasemissionen des Jahres 2011 sowie die aktualisierte Zeitreihe der Jahre 
1990 bis 2010 (Anderl et al., 2013). Demnach waren die Treibhausgasemissionen in 
Österreich 2011 um 2,2 Mio. t CO2-Äquivalente oder 2,6% niedriger als 2010. Gleich-
zeitig nahm das reale BIP gegenüber dem Vorjahr um 2,7% zu. Auch im EU-Durch-
schnitt sanken die Treibhausgasemissionen 2011 um 3%, in einzelnen EU-Ländern 
nahmen sie aber zu (Abbildung 1). Großbritannien verzeichnete z. B. eine Verringe-
rung um 7%, Frankreich um 5,5%, Deutschland um 2,9% und Dänemark um 8,1%, Bul-
garien dagegen einen Anstieg um 9,4% und Rumänien um 3,8% (laut EEA-Daten-
bank). Das EU-BIP wuchs im selben Zeitraum um 1,6%. Die Wirtschaft der meisten 
Länder mit signifikantem Emissionsrückgang expandierte 2011. Der warme Winter 
war in den meisten EU-Ländern ein Schlüsselfaktor für die Verringerung der Emissio-
nen im Jahr 2011. So war die Nachfrage nach fossilen Brennstoffen geringer als in 
den Vorjahren. Der Raumwärmesektor und die Kleinverbraucher  größtenteils au-
ßerhalb des EU-Emissionshandelssystems (EU ETS)  trugen im EU-Durchschnitt am 
meisten zur Senkung der Emissionen bei (EEA, 2012B). 

Aus aktuellem Anlass befasst sich der Indikatorenbericht heuer mit dem Schwer-
punktthema "Wohlfahrtsverluste durch Extremwetterereignisse am Beispiel von Hoch-
wasser". Die Schadenskosten durch extreme Wetterereignisse wie Starkregen, Hitze, 
Dürre und Flut steigen in Europa seit 30 Jahren (EEA, 2012A, Munich Re, 2013). Diese 
Tendenz hat viele Ursachen, vor allem sozioökonomische Entwicklungen (Bevölke-
rungszuwachs, Vermögenszuwachs durch Wirtschaftswachstum) sowie die ökonomi-
sche Erschließung von Naturräumen (Ausweisung von Baugebieten in hochwasser-
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gefährdeten Zonen  Exposure, Exposition), aber auch eine Verbesserung der Da-
tenverfügbarkeit. Weitere Einflussfaktoren sind Veränderungen der sozioökonomi-
schen Vulnerabilität1) sowie der Häufigkeit und Intensität von extremen Wetterereig-
nissen (IPCC, 2012). 

 

Abbildung 1: Treibhausgasemissionen und BIP in den EU-Ländern 

2011 

 

Q: Europäische Kommission, DG ECFIN; EEA. 
 

Wie Beobachtungen seit den 1950er-Jahren zeigen, haben Hitzewellen, Starkregen-
ereignisse oder schwere Küstenhochwässer sehr wahrscheinlich zugenommen 
(IPCC, 2012). Die Güte von Wahrscheinlichkeitsaussagen über die Häufigkeit von Ext-
remereignissen hängt wesentlich von der Qualität der zugrundeliegenden Daten 
und Studien sowie von der Zahl der beobachteten Ereignisse ab. Diese variieren in 
ihrer regionalen Ausprägung und bezüglich der Art des Extremereignisses. Da Ext-
remereignisse insgesamt relativ selten auftreten, ist die Zahl der Datensätze gering, 
sodass oftmals eine entsprechend robuste Aussage über eine Änderung ihrer Häu-
figkeit und Intensität nicht möglich ist. Nach IPCC (2012) hat der anthropogene Kli-
mawandel mit mittlerer Wahrscheinlichkeit bereits weltweit eine Intensivierung von 
Starkregenereignissen zur Folge. Für den Einfluss des anthropogenen Klimawandels 
auf die meisten Extremereignisse wird jedoch noch kein signifikanter Trend zu erken-
nen sein, da seine Folgen erst wirksam werden und/oder Daten fehlen. Bouwer 
(2011) und Neumayer  Barthel (2011) empfehlen, den Einfluss des Klimawandels auf 
die Schadenskosten von Extremereignissen anhand von Prognosen statt historischen 
Daten zu analysieren. Bis zum Ende des Jahrhunderts projizieren Klimamodelle u. a. 
einen deutlichen Anstieg der Höchsttemperatur und längere Hitzewellen sowie eine 
Zunahme von Starkniederschlägen in vielen Regionen der Erde (IPCC, 2012). Die 
Emission von Treibhausgasen bestimmt dabei das Ausmaß des menschlichen Einflus-
ses auf das Klimasystem und somit die Ausprägung des künftigen Klimawandels. Die 
Vermeidung von Treibhausgasemissionen ist somit der einzige nachhaltige Weg, den 
weltweiten Klimawandel und seine negativen Effekte wie etwa Extremwetterereig-
nisse auf die Wohlfahrt zu begrenzen. Anpassungsmaßnahmen bzw. Maßnahmen 
des Risikomanagements wie z. B. Frühwarnsysteme, Maßnahmen zur Streuung oder 
zum Transfer von Risiko durch Versicherungen und Rückversicherungen sowie Hoch-
wasserschutz zielen darauf ab, die Verwundbarkeit gegenüber der Klimaänderung 
zu verringern bzw. die Widerstandsfähigkeit (Resilienz) zu erhöhen und so die negati-

                                                           
1)  Hinsichtlich der Vulnerabilität zeigt sich bisher kein eindeutiger Trend. Die Vulnerabilität von Gebäuden 
kann sich z. B. durch verbesserte Bauvorschriften verringern oder durch Anbringung von Solaranlagen oder 
die Verwendung von empfindlichen Materialien zur Fassadenverkleidung erhöhen (Munich Re, 2013).  
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ven Konsequenzen des Klimawandels einzudämmen. Allerdings müssen Anpas-
sungsmaßnahmen immer Hand in Hand mit Vermeidungsaktivitäten und einer Ver-
ringerung des Treibhausgasausstoßes gehen. Die naturwissenschaftlichen For-
schungsergebnisse zum Klimawandel legen nahe, dass ein Anstieg der weltweiten 
Durchschnittstemperatur um mehr als 2°C über das Niveau vor der Industrialisierung 
die Gefahr eines nicht mehr beherrschbaren Klimawandels erhöht. 

 

Im Jahr 2011 wurden in Österreich 82,8 Mio. t CO2-Äquivalente emittiert (Abbil-
dung 2). Mit Ausnahme des Jahres 2010 gingen die Treibhausgasemissionen damit 
seit 2005 kontinuierlich zurück. Der Anstieg 2010 war auf die Konjunkturerholung nach 
der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise 2008/09 zurückzuführen, der Rückgang 2011 
(2,6%) vor allem auf die Abnahme des Verbrauches an fossilen Energieträgern im 
milden Winter (Heizgradtage in der Heizperiode 6,2%). Die Treibhausgasemissionen 
lagen 2011 um 14,1 Mio. t CO2-Äquivalente über dem Kyoto-Ziel für Österreich 
(Durchschnitt 2008/2012 68,8 Mio. t p. a.). Damit verfehlte Österreich die Zielvorgabe 
des Kyoto-Protokolls hinsichtlich der Senkung inländischer Emissionen. Die Differenz 
wurde durch den zusätzlichen Einsatz flexibler Instrumente abgedeckt, sodass Öster-
reich seine Reduktionsverpflichtungen aus dem Kyoto-Protokoll und der EU-Lasten-
aufteilung erfüllt haben dürfte (Umweltbundesamt, 2013). 

 

Abbildung 2: Entwicklung der Treibhausgasemissionen in Österreich und Kyoto-Ziel 

 

Q: Umweltbundesamt. 
 

Den größten Anteil am Ausstoß von Treibhausgasen hatten 2011 die Industrie und 
das produzierende Gewerbe (29,9%) sowie der Verkehr (26,6%) vor der Energieauf-
bringung (17,1%) sowie der Raumwärme und dem Kleinverbrauch (13,1%; Abbil-
dung 3). Der Anteil der Landwirtschaft an den Treibhausgasemissionen betrug 9,3% 
und jener der Abfallwirtschaft 2,1%. Landwirtschaft und Abfallwirtschaft emittieren 
hauptsächlich Methan und Lachgas und tragen daher nicht zu den CO2-Emissionen 
bei. Die CO2-Emissionen entstammen zu 34,5% der Industrie und dem produzieren-
den Gewerbe, zu 30,6% dem Verkehrssektor, zu 19,7% der Energieaufbringung und 
zu 14,7% im Bereich Raumwärme und Kleinverbrauch. 

In keinem anderen Sektor nahm der Ausstoß an Treibhausgasen so stark zu wie im 
Verkehr (2000/2011 +14,7%, 1990/2011 +54,6%). Die Industrie und das produzierende 
Gewerbe verzeichneten im Zeitraum 2000/2011 eine Zunahme der Treibhausgas-
emissionen um 7,9% und 1990/2011 um 15%. Die Emissionen des Sektors Energieauf-
bringung stiegen in der Periode 2000/2011 um 13,8%, 1990/2011 jedoch um nur 1,5%. 
Ein deutlicher Rückgang war im Sektor Raumwärme und Kleinverbrauch zu be-
obachten (2000/2011 21,3%, 1990/2011 25,6%), ebenso in der Landwirtschaft 
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(2000/2011 3,8%, 1990/2011 11,6%) und der Abfallwirtschaft (2000/2011 34,6%, 
1990/2011 52,8%). 

 

Abbildung 3: Verursacher der Treibhausgasemissionen in Österreich 

 

Q: Umweltbundesamt. 
 
 

Abbildung 4: Entwicklung der Treibhausgasemissionen im Vergleich zum BIP 
in Österreich 

 

Q: Umweltbundesamt, WIFO-Datenbank.  1) Auf Basis von Vorjahrespreisen, Referenzjahr 2005. 
 

2005 erreichten die Emissionen in Österreich ihren Höchstwert und sind seither rück-
läufig (mit Ausnahme des Jahres 2010), während das BIP weiter wuchs, sodass eine 
absolute Entkoppelung der Emissionen vom Wirtschaftswachstum zu verzeichnen ist. 
Der Anstieg der Emissionen im Jahr 2010 war einerseits auf die Erholung nach der Fi-
nanzmarkt- und Wirtschaftskrise und andererseits auf die höhere Zahl der Heizgrad-
tage zurückzuführen. Das Jahr 2011 war durch ein reales Wirtschaftswachstum von 
2,7% und einen Rückgang der Heizgradtage gekennzeichnet, der mit einer Verringe-
rung der Treibhausgasemissionen einherging, sodass die Treibhausgasintensität des 
BIP gegenüber dem Vorjahr sank.  
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2011 war die Treibhausgasintensität (Treibhausgasemissionen in Relation zum nomi-
nellen BIP zu Kaufkraftparitäten) mit 0,31 kg CO2-Äquivalente je Euro (Abbildung 5) 
erneut geringer als im Durchschnitt der EU 27 und um 7% niedriger als 2010; Öster-
reichs Rang innerhalb der EU veränderte sich gegenüber dem Vorjahr jedoch nicht. 
Die niedrigste Treibhausgasintensität wurde auch 2011 für Schweden verzeichnet 
(0,21 kg CO2-Äquivalente je Euro), die höchste Treibhausgasintensität für Estland und 
Bulgarien (0,92 bzw. 0,78 kg CO2-Äquivalente je Euro).  

 

Abbildung 5: Treibhausgasintensität des BIP in der EU 

2011 

 

Q: Eurostat, UNFCCC, WIFO-Berechnungen. 
 
 

Abbildung 6: Treibhausgasemissionen pro Kopf in der EU 

2011, gemessen an der Bevölkerung 

 

Q: Eurostat, UNFCCC, WIFO-Berechnungen. 
 

Gemessen an der Bevölkerung lagen die Treibhausgasemissionen in Österreich 2011 
mit 9,9 t CO2-Äquivalenten (0,2 t CO2 gegenüber dem Vorjahr) leicht über dem 
Durchschnitt der EU 27 (9,1 t CO2-Äquivalente; Abbildung 6). Österreichs Position in-
nerhalb der EU 27 verbesserte sich damit gegenüber dem Vorjahr von Rang 15 auf 
14. Mit Abstand am höchsten war der Pro-Kopf-Ausstoß wie 2010 in Luxemburg 

0,0

0,1

0,2

0,3

0,4

0,5

0,6

0,7

0,8

0,9

1,0

Sc
hw

ed
en

Fr
an

kr
ei

ch

Sp
an

ie
n

Ö
st

er
re

ic
h

Ita
lie

n

G
ro

ßb
rit

an
ni

en

D
än

em
ar

k

Po
rtu

ga
l

Lu
xe

m
bu

rg

M
al

ta

EU
 2

7

D
eu

ts
ch

la
nd

Be
lg

ie
n

N
ie

d
er

la
nd

e

Le
ttl

an
d

Un
ga

rn

Irl
an

d

Fin
nl

an
d

Sl
ow

ak
ei

Sl
ow

en
ie

n

Zy
pe

rn

Lit
au

en

G
rie

ch
en

la
nd

Ru
m

än
ie

n

Ts
ch

ec
hi

en

Po
le

n

Bu
lg

ar
ie

n

Es
tla

nd

kg
 C

O
2-

Ä
qu

iv
al

en
te

 je
 E

in
he

it 
BI

P 
no

m
in

el
l 

(z
u 

Ka
uf

kr
af

ts
ta

nd
ar

d
s)

0

5

10

15

20

25

Le
ttl

an
d

Ru
m

än
ie

n

Sc
hw

ed
en

Po
rtu

ga
l

Un
ga

rn

Lit
au

en

M
al

ta

Fr
an

kr
ei

ch

Sp
an

ie
n

Ita
lie

n

Sl
ow

ak
ei

G
ro

ßb
rit

an
ni

en

Bu
lg

ar
ie

n

EU
 2

7

Ö
st

er
re

ic
h

Sl
ow

en
ie

n

D
än

em
ar

k

G
rie

ch
en

la
nd

Po
le

n

Zy
pe

rn

Be
lg

ie
n

D
eu

ts
ch

la
nd

Fin
nl

an
d

Irl
an

d

N
ie

d
er

la
nd

e

Ts
ch

ec
hi

en

Es
tla

nd

Lu
xe

m
bu

rg

t C
O

2-
Ä

qu
iv

al
en

te
 p

ro
 K

op
f



UMWELTINDIKATOREN  
 

596 MONATSBERICHTE 7/2013 WIFO 

(23,6 t CO2-Äquivalente) und Estland (15,8 t). Lettland und Rumänien wiesen mit 5,5 t 
CO2 bzw. 5,8 t CO2 die geringsten Pro-Kopf-Emissionswerte auf. 

 

Abbildung 7: CO2-Emissionen, Energieverbrauch und Wertschöpfung der Industrie 
in Österreich 

 

Q: Umweltbundesamt; Statistik Austria, Energiebilanz Österreich 1970-2011; WIFO-Datenbank.  1) Sach-
gütererzeugung einschließlich Bergbau, zu Herstellungspreisen, Referenzjahr 2005. 
 

Nach einem markanten Anstieg der CO2-Emissionen der Industrie im Jahr 2010 war 
2011 ein leichter Rückgang zu verzeichnen (0,2%; Abbildung 7). Der Endenergie-
verbrauch war ebenfalls leicht rückläufig, während die Wertschöpfung der Industrie 
gegenüber dem Vorjahr 2011 stark ausgeweitet wurde. Sowohl die Energie- als auch 
die Emissionsintensität je Wertschöpfungseinheit (9,3% bzw. 7,7%) gingen daher 
2011 zurück. Längerfristig (2000/2007) nahmen die CO2-Emissionen der Industrie 
merklich zu, da die Energieeffizienz in dieser Periode nur wenig gesteigert wurde und 
keine De-Karbonisierung des Energieverbrauchs zu beobachten war. Seit 2007  
dem letzten Jahr vor der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise  entkoppelt sich der 
Energieverbrauch deutlicher von der Wertschöpfung, die CO2-Emissionen haben 
sich auf einem niedrigeren Niveau stabilisiert. 

Die privaten Haushalte verbrauchten 2011 um 9,3% weniger Energie als im Vorjahr 
(Abbildung 8), insbesondere weil die Zahl der Heizgradtage 2011 wesentlich niedri-
ger war (12,4%). Kurzfristig wird der Energieverbrauch der Haushalte stark von der 
Entwicklung der Heizgradtage beeinflusst. Zwischen 1990 und 2009 stagnierte der 
Energieverbrauch annähernd, während die CO2-Emissionen (vor allem seit 2001) 
sanken. Zunehmend setzen somit die privaten Haushalte Energieträger mit geringe-
rer CO2-Intensität ein (De-Karbonisierung).  

Der Stromverbrauch wächst in Österreich seit 1990 sehr dynamisch, sodass trotz der 
erheblichen Ausweitung der heimischen Stromproduktion (Abbildung 9) auch die 
Nettoimporte seit 2002 stark zunehmen. Im Jahr 2011 sanken die Bruttoproduktion 
von elektrischer Energie und Wärme um 9,2% und der Ausstoß von CO2 der öffentli-
chen Energieversorger um 1,7%. Die CO2-Emissionen je Energieeinsatz nahmen wie 
2010 zu, weil die Stromproduktion aus Wasserkraft geringer war als im Vorjahr. 

Der Bruttoinlandsverbrauch an Kohle, Erdöl, Erdgas und erneuerbaren Energieträ-
gern sank 2011 gegenüber 2010 (5,1%; Abbildung 10) und lag fast wieder auf dem 
Niveau des Krisenjahres 2009. Er war damit um 30% höher als im Kyoto-Basisjahr 1990. 
Dabei vergrößerte sich 2011 im Vorjahresvergleich der Einsatz von Kohle (+2,7%), 
während der Einsatz von Gas (5,6%) und Erdöl (6,6%) merklich zurückging. Der Ein-
satz von fossilen Energieträgern wurde 2011 insgesamt um 5% eingeschränkt. Der 
Verbrauch an erneuerbaren Energieträgern war allerdings noch stärker rückläufig 
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(5,5%). Daher stagnierte der Anteil der erneuerbaren Energieträger am Primärener-
gieverbrauch bei etwas über 27%.  

 

Abbildung 8: CO2-Emissionen, Energieverbrauch der Haushalte und Heizgradtage 
in Österreich 

 

Q: Umweltbundesamt; Statistik Austria, Energiebilanz Österreich 1970-2011; WIFO-Datenbank. 
 
 

Abbildung 9: CO2-Emissionen, Energieeinsatz und Produktion der öffentlichen 
Energieversorgungsunternehmen in Österreich 

 

Q: Umweltbundesamt; Statistik Austria, Energiebilanz Österreich 1970-2011; WIFO-Datenbank. 
 

Der Verbrauch an erneuerbaren Energieträgern einschließlich der brennbaren Ab-
fälle blieb 2011 um 4,1% unter dem Vorjahresniveau (Abbildung 10). Während die 
Stromproduktion aus Wasserkraft 2011 um fast 11% sank, wurde die Energieprodukti-
on aus Solar- und Geothermie um 4,6% gesteigert, jene aus brennbaren Abfällen um 
13%. Rückläufig war 2011 der Einsatz von Brennholz (8,6%), Windkraft und Photovol-
taik (2%) sowie von biogenen Brenn- und Treibstoffen (0,7%). Der Anteil von Brenn-
holz am gesamten Verbrauch an erneuerbaren Energieträgern sinkt seit 1990 konti-
nuierlich, jener von Wasserkraft seit 2000. Zugleich steigt der Anteil von biogenen 
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Brenn- und Treibstoffen und von brennbaren Abfällen seit 2000 ständig. Der Anteil 
von Solar- und Geothermie sowie von Windkraft und Photovoltaik erhöht sich eben-
falls laufend, ist jedoch noch immer relativ klein. 

 

Abbildung 10: Bruttoinlandsverbrauch nach Energieträgern in Österreich 

 

Q: Statistik Austria, Energiebilanz Österreich 1970-2011. 
 
 

Abbildung 11: Bruttoinlandsverbrauch an erneuerbaren Energieträgern 
in Österreich 

 

Q: Statistik Austria, Energiebilanz Österreich 1970-2011. 
 

Der Verkehrssektor zählt zu den Hauptverursachern von Treibhausgasemissionen in 
Österreich. Von 1990 bis 2011 stiegen die CO2-Emissionen des Verkehrs von 
13,4 Mio. t auf 21,5 Mio. t (+60%; Abbildung 12). Der bedeutendste Anteil der Ver-
kehrsemissionen entsteht durch den Straßenverkehr. Der Personenverkehr auf der 
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Straße emittierte 2011 mit 11,6 Mio. t CO2 nach wie vor den größten Anteil, der Gü-
terverkehr 8,9 Mio. t CO2. Allerdings weisen die Emissionen des Güterverkehrs mit ei-
ner durchschnittlichen jährlichen Steigerungsrate von 3,5% (1990/2011) eine höhere 
Wachstumsdynamik auf als der Personenverkehr (+1,4% p. a.). Neben der kontinuier-
lichen Zunahme der Fahrleistungen ist diese Entwicklung auch auf den Kraftstoffex-
port ins benachbarte Ausland zurückzuführen (Umweltbundesamt, 2013). Auch die 
CO2-Emissionen des nationalen Flugverkehrs (im Aggregat sonstiger Verkehr subsu-
miert, Abbildung 12) nahmen zwischen 1990 und 2000 merklich zu, ab dem Jahr 
2000 stiegen sie jedoch schwächer (Umweltbundesamt, 2013). Der innereuropäische 
Flugverkehr wird seit 2012 im Emissionshandel erfasst, für die Handelsperiode 2013 bis 
2020 ist für den Flugverkehr insgesamt ein Reduktionsziel von 5% vorgegeben. 

 

Abbildung 12: CO2-Emissionen des Verkehrssektors in Österreich 

 

Q: Umweltbundesamt. 
 

Den Höchstwert erreichten die verkehrsbedingten CO2-Emissionen im Jahr 2005. Die 
Abnahme seither ist einerseits konjunkturbedingt mit einem Aufholeffekt im Jahr 
2010, andererseits auf Klimaschutzmaßnahmen zurückzuführen, wie die Beimischung 
biogener Kraftstoffe seit Oktober 2005. 2011 nahmen die CO2-Emissionen um 3,1% 
ab. 

Abbildung 13 zeigt die Veränderung der verkehrsbedingten CO2-Emissionen vor 
dem Hintergrund der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Während das reale Brutto-
inlandsprodukt im Beobachtungszeitraum um knapp 56% wuchs, erhöhten sich die 
CO2-Emissionen des Güterverkehrs mit +107% überproportional. Die Emissionen des 
Personenverkehrs stiegen hingegen mit +33% unterproportional zur Wirtschaftsent-
wicklung, wobei die Emissionen aus dieselbetriebenen Pkw stark zunahmen (+378%). 
Die jüngste Entwicklung weist auf eine Entkoppelung von BIP-Wachstum (+2,7%) und 
verkehrsbedingten Emissionen (3,1%) hin. Diese war 2011 auf unterschiedliche 
energieökonomische Einflussgrößen wie z. B. die Steigerung der Energieeffizienz von 
neu zugelassenen Pkw, die Beimischung von biogenen Treibstoffen sowie die Treib-
stoffverteuerung (Dieselkraftstoff +20,5%, Benzin +14,3%) zurückzuführen. 

Stickstoff ist ein essentieller Pflanzennährstoff und neben Phosphor und Kalium die 
wichtigste Düngerart in der Landwirtschaft. Da bestimmte Stickstoffverbindungen 
chemisch leicht zu mobilisieren sind, werden Nährstoffe, die von Pflanzen nicht auf-
genommen werden, im Boden abgelagert und können ins Grundwasser gelangen. 
Die Grundwasserbelastung durch Stickstoff tritt in Regionen mit intensiver landwirt-
schaftlicher Nutzung häufig auf (sie kann jedoch auch auf andere Faktoren wie et-
wa Abwässer zurückgehen). 
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Abbildung 13: Entwicklung der CO2-Emissionen des Verkehrssektors im Vergleich 
zum BIP in Österreich 

 

Q: Umweltbundesamt (2013).  1) Auf Basis von Vorjahrespreisen, Referenzjahr 2005. 
 
 

Abbildung 14: Stickstoffbilanz und Einsatz von mineralischem Dünger in Österreich 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von OECD und Statistik Austria. 
 

Unabhängig von Umweltbedenken legt auch das betriebswirtschaftliche Kalkül ei-
nen sparsamen Einsatz von Stickstoff nahe, da der ineffiziente Einsatz dieses Inputs 
die Produktionskosten erhöht. Dieser Aspekt fällt seit einigen Jahren stark ins Ge-
wicht, weil die relativen Preise von Dünger im letzten Jahrzehnt kontinuierlich gestie-
gen sind. 2012 musste um 50% mehr an Weizen verkauft werden als 2000, um diesel-
be Menge an Stickstoffdünger kaufen zu können.  

Betriebe mit Tierhaltung können zudem die im Wirtschaftsdünger enthaltenen Nähr-
stoffe in der Pflanzenproduktion rezyklieren und so den Stoffumsatz optimieren. Der 
gänzliche Verzicht auf Stickstoff in mineralischer Form ist ein wesentliches Charakte-
ristikum der biologischen Landwirtschaft. In diesem Bewirtschaftungssystem wird die 
notwendige Pflanzenversorgung vor allem aus zwei Quellen gewährleistet: Zum Ei-
nen werden Nährstoffe über die Atmosphäre eingetragen, die zum Teil aus Emissio-
nen von Verkehr, Haushalten und Industrie stammen. Zum Anderen verfügen be-
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stimmte Pflanzen über die Fähigkeit, Nährstoffe im Wurzelsystem aus Luftstickstoff zu 
synthetisieren. Durch geschickte Wahl der Fruchtfolge steht ein Teil dieses Depots 
auch für andere Pflanzen zur Verfügung. 

Die Stickstoffbilanz gemäß der von der OECD entwickelten Methode trägt diesen 
Zusammenhängen Rechnung (Abbildung 14). Die Nährstoffmengen aller Stickstoff-
quellen werden addiert und dem Entzug durch die Pflanzen im Erntegut gegen-
übergestellt. Eine positive Bilanz gibt an, dass mehr Nährstoffe in den Kreislauf der 
Landwirtschaft eingebracht wurden als entzogen. Je höher der Bilanzüberschuss ist, 
umso höher ist die Gefahr, dass die Speicherfähigkeit des Bodens überschritten wird 
und unerwünschte Verlagerungen mit potentiellen negativen Umweltwirkungen er-
folgen. 

In den letzten 20 Jahren wurde der Bilanzüberschuss in Österreich nahezu halbiert. 
Die österreichische Landwirtschaft setzt folglich den Nährstoff mit potentiell umwelt-
schädigender Wirkung immer effizienter ein. Für die Zunahme des Bilanzüberschusses 
im Jahr 2012 waren zwei Faktoren bestimmend: Die Produktionsentscheidung und 
damit die Bemessung der Inputs wird im Herbst oder Frühjahr getroffen und orientiert 
sich am erwarteten Ertrag. Die hohen Ertragsausfälle im Vorjahr bedeuteten aber 
einen geringeren Nährstoffentzug als erwartet. In der Folge lag die Stickstoffbilanz 
über dem Trend. Der erwartete Anstieg der Inputpreise und die Verbesserung der 
Technologie werden auch in Zukunft zu einem immer effizienteren Einsatz von Stick-
stoffdünger in der österreichischen Landwirtschaft beitragen. 

 

Abbildung 15: Produktion von wirtschaftlich nutzbarer Biomasse in der 
Landwirtschaft in Österreich 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Buchgraber  Resch  Blashka (2003), Resch (2007). Stroh ist ein Ne-
benprodukt der Getreideerzeugung (ohne Mais); unterstellt wird ein einheitliches Korn-Stroh-Verhältnis von 
1 : 0,9. Verlustfaktoren Futterwirtschaft gemäß Buchgraber  Resch  Blashka (2003), Versorgungsbilanzen 
laut Statistik Austria. 
 

Im Jahr 2012 fiel die Ernte aufgrund des schlechten Wetters gering aus (Abbil-
dung 15). Ausfälle waren vor allem in der Getreideproduktion zu verzeichnen. Im ge-
samten Ackerbau, Obstbau, Weinbau, Gartenbau und der Grünlandwirtschaft wur-
de 2012 etwas weniger Biomasse produziert als im langjährigen Durchschnitt. Der 
physische Output an Biomasse schwankt langfristig zwar erheblich, folgt jedoch kei-
nem steigenden Trend. Die Biomasseproduktion der Landwirtschaft stagniert folglich. 

Angesichts steigender Nachfrage trägt die heimische Landwirtschaft immer weniger 
zur Sicherung der weltweiten Versorgung mit Lebensmitteln und agrarischen Rohstof-
fen bei. Die Stagnation der Biomasseproduktion ist vor allem eine Folge des ständi-
gen Verlustes an landwirtschaftlichen Flächen durch Verbauung und Produktions-
aufgabe auf marginalen Standorten, des Ausbleibens von Produktivitätsfortschritten 
im Bereich wichtiger Kulturpflanzen und der Umstellung von Mengenproduktion zu 
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höherer Qualität. Selbst die relativ hohen Agrarpreise der letzten Jahre hatten in Ös-
terreich keine Ausdehnung der Produktion zur Folge. Daher bestehen Zweifel, ob sich 
die Aussichten auf günstigere Marktbedingungen für die Landwirtschaft (vgl. OECD-
FAO, 2013) in den kommenden Jahren in einer Produktionssteigerung niederschla-
gen werden. 

 

Bedingt durch das Ausmaß des Klimawandels verändern sich Intensität und Häufig-
keit und damit die Risiken und Folgen von extremen Wetter- und Klimaereignissen 
(IPCC, 2012). Die Wahrscheinlichkeit von Ereignissen wie einem "Jahrhunderthoch-
wasser" erhöht sich nach Ansicht der Klimaforschung aufgrund des raschen Klima-
wandels, sodass ein solches Ereignis jederzeit wieder auftreten kann2). In den letzten 
Jahrzehnten wurde weltweit ein Anstieg der wirtschaftlichen Schäden durch Ext-
remwetterereignisse festgestellt, von 1980 bis 2010 etwa eine Verdoppelung der ver-
sicherten Schäden. Der wesentliche Grund ist hier eine Zunahme der Exposition und 
Vulnerabilität gegenüber Extremereignissen in den betroffenen Regionen z. B. durch 
nachteilige Siedlungs- oder Landmanagementpraktiken (IPCC, 2012, Munich Re, 
2013). 

Das Interesse an den wirtschaftlichen Folgen und den Wohlfahrtseffekten von Ext-
remereignissen wie z. B. dem Hochwasser im Juni 2013 begründet sich einerseits in 
der Frage nach der Wirtschaftlichkeit von Maßnahmen zur Anpassung sowie zum Ri-
siko- und Katastrophenmanagement. Sind potentiell beträchtliche Wohlfahrtseinbu-
ßen zu erwarten, so lohnt sich der Einsatz von Mitteln für die Anpassung etwa in Form 
von verstärktem Hochwasserschutz, Maßnahmen zum Risikotransfer und Risikomana-
gement. Sind die potentiellen Schäden und Wohlfahrtseffekte eher gering, dann las-
sen sich kostspielige Maßnahmen zur Anpassung und zum Risikomanagement an-
hand von konventionellen ökonomischen Methoden wie der Kosten-Nutzen-Analyse 
und der Kosten-Wirksamkeitsanalyse nicht rechtfertigen. Andererseits liegt das Inte-
resse an der Messung der Wohlfahrtseinbußen durch Extremwetterereignisse auch in 
dem Ziel begründet, die potentiellen Kosten des Klimawandels zu beziffern. Die Kos-
ten des Klimawandels werden in Kosten-Nutzen-Analysen den Kosten des Klima-
schutzes, d. h. den Kosten der Vermeidung von Treibhausgasemissionen gegen-
übergestellt (Stern, 2007, Nordhaus  Boyer, 2000). 

Für die Bewertung der wirtschaftlichen Folgen und Wohlfahrtseffekte von Extremer-
eignissen liegen noch keine standardisierten Konzepte vor. Auf der makroökonomi-
schen Ebene der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) stellt sich die Frage 
nach einer aussagekräftigen Verbuchung von Schäden, die durch Extremwetter 
verursacht werden. In der VGR werden die auf den Kapitalverlust folgenden, wie-
derherstellenden (werterhaltenden) Investitionen als positiver Beitrag zum Bruttoin-
landsprodukt und damit zum Wirtschaftswachstum verbucht. Die Rolle des Bruttoin-
landsproduktes als Indikator für wirtschaftlichen Wohlstand und gesellschaftliche 
Wohlfahrt wird aufgrund der Berücksichtigung dieser und anderer "defensiver" Aus-
gaben seit langem kritisiert (Leipert, 1984). Der "Stiglitz-Bericht" greift diese Kritik auf 
und verweist darauf, dass sich konsumbasierte Indikatoren und Indikatoren eines 
nachhaltigen, um Nettokapitalverluste bereinigten Einkommens wesentlich besser 
zur Messung des materiellen Wohlstandes eignen würden als die durch das BIP aus-
gedrückte Produktion (Stiglitz  Sen  Fitoussi, 2009, Scheiblecker  Bock-
Schappelwein  Sinabell, 2011). Diese Kritik ist von besonderer Relevanz, wenn es um 
den Umgang mit Schäden an produziertem und natürlichem Kapital einer Volkswirt-
schaft etwa im Zusammenhang mit Extremereignissen wie Hochwasser geht.  

Wirtschaftlicher Erfolg wird in der Regel am Indikator Bruttoinlandsprodukt gemessen. 
Das BIP entspricht dem Marktwert aller in einer Periode in einer Volkswirtschaft pro-
duzierten Güter und Dienstleistungen (Entstehungsrechnung) und zugleich der Sum-
me des Konsums der privaten Haushalte und der öffentlichen Hand, der Bruttoinves-

                                                           
2)  Prof. Gerstengabe vom Potsdam Institut für Klimafolgenforschung in Süddeutsche Zeitung vom 18. Juni 
2013, Hochwasser, "Wir kommen einfach nicht zum Ziel". 
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titionen der Unternehmen sowie des Saldos aus Exporten und Importen (Verwen-
dungsrechnung). In diese reine Messung von Stromgrößen (Flows) gehen nur die 
Ströme dauerhafter und nichtdauerhafter Güter und Dienstleistungen ein, die in ei-
ner Volkswirtschaft produziert bzw. nachgefragt werden. Wohlfahrtsrelevante Be-
stände an produziertem und natürlichem Kapital werden nicht berücksichtigt. Damit 
ist eine umfassende Wohlfahrtserfassung nicht gegeben. Als positiver Beitrag zum BIP 
wird lediglich der Verbrauch von natürlichen Ressourcen (Flows) gewertet, sofern 
diese auf dem Markt gehandelt werden. Die Abwertung des Ressourcenbestandes 
(Stocks) durch die Entnahme oder durch Zerstörung infolge von Umweltverschmut-
zung, extremen Wetterereignissen oder Klimawandel wird jedoch vernachlässigt. 
Weiters wird nicht zwischen Aktivitäten oder Ereignissen unterschieden, die Nutzen 
stiften oder Schaden verursachen. Umweltverschmutzung oder extreme Wetterer-
eignisse werden daher in dem Maß als wachstums- und damit wohlfahrtssteigernd 
angesehen, in dem kompensatorische Ausgaben anfallen (Wiederherstellungsmaß-
nahmen, Katastrophenschutz usw.). Das Konzept der VGR differenziert somit nicht 
nach Ausgaben, die die gesellschaftliche Wohlfahrt erhöhen, und solchen, die dazu 
dienen, aufgrund der vorherrschenden Wirtschaftsstrukturen entstandenen oder er-
warteten Schaden auszugleichen. Dies bezieht sich sowohl auf Schäden an produ-
ziertem Kapital (z. B. Vermögensverluste privater Haushalte durch ein Hochwasser) 
als auch an Naturkapital wie Ökosystemleistungen. 

Überlegungen zu einem alternativen Ansatz zur Bewertung von Wohlfahrtseffekten 
extremer Wetterereignisse legten Kletzan  Köppl  Kratena (2003) anlässlich des 
Hochwassers 2002 vor. Um die Wohlfahrtseffekte extremer Wetterereignisse umfas-
send abbilden zu können und die Mängel der Erfassung durch die VGR zu verrin-
gern, wurde ein Konzept für eine mikro- und makroökonomische Modellierung und 
Bewertung von Schäden extremer Wetterereignisse entwickelt. Generell lösen in die-
sem Modellrahmen extreme Wetterereignisse dynamische Anpassungsreaktionen 
und einen alternativen Pfad der Kapitalakkumulation in der Wirtschaft aus.  

Auf der mikroökonomischen Ebene soll zwischen betroffenen Haushalten, Unter-
nehmen und der öffentlichen Hand unterschieden werden. In dieser Disaggregation 
können die Effekte von Schäden nach ökonomischen Aktivitäten (Konsum der priva-
ten Haushalte, Produktion und Investitionen der Unternehmen) und Kapitalstöcken 
differenziert werden. Für die Schätzung der Anpassungsreaktion der Haushalte kann 
das Konzept eines Konsummodells zugrunde gelegt werden, in dem Nutzen (Wohl-
fahrt) nicht primär aus der Menge der konsumierten Güter entsteht, sondern aus der 
Nachfrage nach Konsumdienstleistungen (z. B. Wohnen in definierter Wohnqualität) 
und anderen Gütern. Der Konsum wird in diesem Ansatz durch eine Haushaltspro-
duktionsfunktion beschrieben, wobei die Dienstleistungen mithilfe von Kapitalstö-
cken (z. B. Wohnbaubestand mit bestimmter thermischer Qualität), Gütern oder 
auch Know-how und Zeit produziert werden (Schleicher, 2002). Nutzen und Wohl-
fahrt hängen damit (indirekt) von den Kapitalstöcken ab. Im Gegensatz zur konven-
tionellen Konsumtheorie, in der Nutzen primär von den Flows an konsumierten Gü-
tern bestimmt wird, liegt der Fokus hier auf den Konsumdienstleistungen, die mit un-
terschiedlichen Güterbündeln, Beständen und Technologien produziert und durch 
die Präferenzen der Haushalte bestimmt werden. So kann gezeigt werden, wie 
durch Extremereignisse und die dadurch verursachte Zerstörung von Kapitalstöcken 
die Wohlfahrt, d. h. der Konsum beeinträchtigt wird. Dynamische Effekte lassen sich 
in einem solchen Modellrahmen ebenfalls abbilden, da der Aufwand für Ersatz- und 
Wiederherstellungsinvestitionen zur Erneuerung des Kapitalstockes Einkommenseffek-
te für die Haushalte nach sich zieht. Schäden infolge von Hochwasser werden als 
Schock in der Abschreibungsrate des Kapitals dargestellt, der das Potential für Kon-
sumaktivitäten bzw. das Niveau der verfügbaren Konsumdienstleistungen verringert. 
Die dadurch ausgelösten Wohlfahrtseffekte entsprechen den Ausgaben, die zur Er-
reichung desselben Nutzenniveaus wie vor der Zerstörung notwendig sind. Erweitert 
wird der Ansatz durch die Berücksichtigung von Naturkapital und Ökosystemleistun-
gen. 

Die variablen Kosten der Unternehmen werden durch die exogenen Infrastrukturka-
pitalstöcke bestimmt. Die Unternehmen verzeichnen  wie auch die öffentliche 
Hand  infolge von Extremwetter wie Hochwasser Verluste im Kapitalstock (Schock in 
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der Abschreibungsrate), die wiederum kurzfristig die Kosten erhöhen und die Produk-
tion dämpfen. Diese Schäden lösen ebenfalls dynamische Effekte und Anpassungs-
reaktionen aus, indem die Unternehmen investieren, um den optimalen Kapitalstock 
für ihre Produktion wieder herzustellen. 

In einem makroökonomischen Ansatz, der die aggregierte Nachfrage und die Ent-
stehung von Einkommen abbildet, erfolgt die Anpassung nach extremen Wetterer-
eignissen über Wiederherstellungsaktivitäten in Form von Investitionen der Haushalte 
und Unternehmen. Diese lösen makroökonomische Wirkungen aus, je nachdem aus 
welchen Quellen sie finanziert werden: Die Investitionen der Haushalte werden aus 
den laufenden verfügbaren Einkommen und gegebenenfalls öffentlichen Förderun-
gen finanziert, die Investitionen der Unternehmen aus dem Cash-Flow und zusätzli-
chen öffentlichen Förderungen. Für die Bestimmung der makroökonomischen Effek-
te ist daher zunächst zu untersuchen, aus welchen Quellen dieser dynamische An-
passungsprozess zur Erneuerung des Kapitalstockes finanziert wird und welche unter-
schiedlichen makroökonomischen Folgeeffekte z. B. mit einer Zunahme des Staats-
defizits oder der Steuereinnahmen oder mit der Verdrängung anderer öffentlicher 
oder privater Ausgaben verbunden sind. Die makroökonomischen Effekte sind je-
doch getrennt von den Wohlfahrtseffekten zu betrachten, die für die Haushalte er-
mittelt werden. 

Vorbedingung für eine solche umfassende ökonomische Analyse der Wohlfahrtsef-
fekte extremer Wetterereignisse ist die Erfassung der Schäden anhand eines stan-
dardisierten Konzepts, um die auf Bundesländerebene ermittelten Summen zu einer 
konsistenten Größe aggregieren zu können. Die in Abbildung 16 ausgewiesenen Ka-
tegorien wären gegebenenfalls um ökologische Kriterien zu ergänzen. Eine Unter-
scheidung zwischen Schäden an Anlagegütern (z. B. Gebäude, Kanalnetz), Produk-
tionsausfällen und Schäden an Konsumgütern ist für die Betroffenen möglicherweise 
ohne Belang. Aus ökonomischer Sicht ist eine solche Unterscheidung nötig, damit 
die volkswirtschaftlichen Effekte vor allem in dynamischer Hinsicht ermittelt werden 
können. So haben Schäden an Gebäuden aufgrund eines geringeren Importanteils 
und einer höheren Beschäftigungsintensität andere volkswirtschaftliche Effekte als 
Schäden an Ausrüstungsgütern oder langlebigen Konsumgütern. 

 

Abbildung 16: Schadenskategorien in Österreich 

 

Q: WIFO-Darstellung nach Kletzan  Köppl  Kratena (2003). 
 

Obwohl Hochwasserereignisse in Österreich sehr häufig auftreten, ist das Wissen über 
das Schadensausmaß relativ gering, für die meisten Ereignisse liegen nur sehr grobe 
Schätzungen der ökonomischen Schäden vor. Im Gegensatz dazu liegen ausführli-
che Beschreibungen des Hochwasserverlaufs aus hydrographischer Sicht vor. Für 
das Hochwasserereignis 2002 sind die Vermögensschäden vor allem an Gebäuden 
relativ gut erfasst (Habersack et al., 2003). Die von den fünf am stärksten betroffenen 

Haushalte Betriebe Land- und Forstwirtschaft Öffentliche Hand Andere Betriebe
Gebäude Gebäude Wirtschaftsgebäude Gebäude
Langlebige Konsumgüter Ausrüstungsgüter Ausrüstungsgüter Langlebige Konsumgüter
Andere Schäden Lager Schäden an Vorräten und Infrastruktur:

Produktionsausfälle Andere Flurschäden Straßen versorgung: 
Andere Schäden Andere Schäden Wasser und Abwasser Infrastruktur

Schutzwasserbau Gebäude
Übrige Infrastruktur Produktionsausfälle

Andere Schäden Andere Schäden

Schadenssumme
Förderung

Bund
Länder
Gemeinden
EU
Insgesamt

Fälle
Versicherung
Ausschöpfung 
Maßnahmen in %

ÖBB, ASFINAG,
Post, Telekommuni-
kation, Elektrizitäts-

Makroökonomische Dimen-
sion: Wiederherstellung der 
Kapitalstöcke, Finanzierung 

Eine geeignete Daten-
grundlage schaffen 

Empirische Daten zu 
Hochwasserereignissen 
in Österreich 



UMWELTINDIKATOREN   
 

WIFO MONATSBERICHTE 7/2013 605 

Bundesländern erhobenen Schäden ergaben eine Teilschadenssumme von 
1,2 Mrd. € (Übersicht 1). Relevant für die Gesamtschadenssumme sind darüber hin-
aus die Zahlungen der Versicherungen an die Geschädigten sowie die Schätzung 
der Produktionsausfälle. Die Versicherungsleistungen an private Haushalte und Be-
triebe zur Abgeltung der Hochwasserschäden betrugen etwa 400 Mio. € (Angaben 
der Rückversicherer). Welche Schäden aus Produktionsausfällen im betrieblichen 
Sektor resultierten, ist aus den Schadenserhebungen nicht bekannt. Das WIFO 
schätzte diesen Wertschöpfungsverlust im Herbst 2002 mit einem modellgestützten 
Ansatz auf 180,3 Mio. € bzw. 0,1% des nominellen BIP. Demnach entfiel der weitaus 
größte Teil der Schäden auf das Vermögen der Haushalte. 

  

Übersicht 1: Erfasste Hochwasserschäden 2002 
    
  Mio. € Anteile in % 
    
Haushaltssektor 527  

Gebäude 243 43,4 
Investitionsgüter 284 

Betriebe 384 
Gebäude 115 31,6 
Investitionsgüter 173 
Lager 96 

Land- und Forstwirtschaft  80 6,6 
Öffentliche Hand 218 

Gebäude 88 17,9 
Infrastruktur 129 

Sonstiges  6 0,5 
  
Teilschadenssumme 1.215 100,0 

Q: Kletzan Köppl Kratena (2003). 
  

Berechnungen zu den Wohlfahrtseffekten des Hochwassers 2013 sind derzeit man-
gels Daten noch nicht möglich. Nach vorläufigen Schätzungen dürften die Schäden 
wesentlich geringer sein als 2002. 

Effizientes Risikomanagement im Zusammenhang mit Hochwasser und anderen Ext-
remereignissen setzt an drei Stellen an: 

 Im Vorfeld eines Ereignisses muss Vorsorge betrieben werden, und zwar durch die 
Bereitstellung von Warn- und Informationssystemen, Anlagen wie etwa Hochwas-
serdämmen und Maßnahmen wie Ausrüstung von Feuerwehren. Das wichtigste 
Element ist risikovermeidendes Verhalten der potentiellen Opfer. Dazu zählt die 
Vermeidung der Verbauung in Gefahrenzonen. 

 Während eines Schadensereignisses müssen die Einsatzkräfte und die Geschädig-
ten bestmöglich koordiniert werden, um den Schadensverlauf zu kontrollieren 
und das Schadensausmaß zu begrenzen. Dazu zählt etwa koordiniertes Vorge-
hen bei der Flutung von Retentionsräumen. 

 Nach einem Schadensereignis erwarten die Geschädigten eine rasche Beseiti-
gung der Schäden und Wiederherstellung zerstörter Sachwerte. Eine finanzielle 
Unterstützung sozial Schwacher, die sich keine Versicherung leisten konnten, ist 
ein Element des öffentlichen Risikomanagements. 

In Österreich werden an allen drei Ansatzstellen öffentliche Gelder eingesetzt. Die 
Finanzierung erfolgt durch den Katastrophenfonds, der von Einnahmen aus Einkom-
men-, Lohn-, Kapitalertrag- sowie Körperschaftsteuer gespeist wird. Da nach den 
Hochwasserereignissen 2002 und 2005 die Mittel des Katastrophenfonds nicht aus-
reichten, um die Schadensbeseitigung im privaten und öffentlichen Bereich zu finan-
zieren, wurden durch gesonderte Gesetze zusätzliche Mittel bereitgestellt (Abbil-
dung 17). 

Wie erste Auswertungen zum Schadensverlauf des Hochwassers vom Juni 2013 zei-
gen, funktionierten der Hochwasserschutz und der Katastropheneinsatz in Österreich 
gut. Die hohen Investitionen in Schutzanlagen in Regionen mit hoher Schadenser-
wartung und die Verbesserungen der Informationssysteme nach der Katastrophe im 
Jahr 2002 erwiesen sich als wirksam und zweckmäßig. Abbildung 18 zeigt die regio-

Effizientes Risiko-
management begrenzt 

Wohlfahrtsverluste 
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nale Verteilung der Kompensationsleistungen des Katastrophenfonds, durch die ein 
Teil des Gesamtschadens ersetzt wurde. 

 

Abbildung 17: Reale Ausgaben aus dem Katastrophenfonds für 
Katastropheneinsatzgeräte der Feuerwehren und für Warn- und Alarmsysteme 
in Österreich 

Durchschnitt 1995/2011 

 

Q: Bundesministerium für Finanzen, Abt. II/3, Arbeitsbehelfe zu Bundesfinanzgesetzen, Katastrophenfonds-
berichte (Fünfter bis Neunter Bericht); Rechnungshof, Bundesrechnungsabschlüsse, verschiedene Jahr-
gänge bis 2011; WIFO. Einschließlich Tunnelbrandbekämpfung und Stützpunktfeuerwehren.  1) Warn- und 
Alarmsysteme einschließlich Bundesmittel. 
 
 

Abbildung 18: Reale Beihilfen aus dem Katastrophenfonds zur Abdeckung von 
Schäden am Vermögen von Privatpersonen, Ländern und Gemeinden 
in Österreich 

Durchschnitt 1995/2011 

 

Q: Bundesministerium für Finanzen, Abt. II/3, Arbeitsbehelfe zu Bundesfinanzgesetzen, Katastrophenfonds-
berichte (Fünfter bis Neunter Bericht); Rechnungshof, Bundesrechnungsabschlüsse, verschiedene Jahr-
gänge bis 2011; WIFO. HWG . . . Hochwasseropferentschädigungs- und Wiederaufbau-Gesetz. 
 

In der Vergangenheit blieben aber erfahrungsgemäß hohe Schäden privater Haus-
halte ungedeckt, obwohl Katastrophenfonds und Versicherungen Entschädigungen 
leisteten.   
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Neben der unzureichenden Schadensabdeckung zählt vor allem die dichte Ver-
bauung in Gefahrenzonen zu den Problemfeldern des österreichischen Systems der 
Risikobewältigung im Hochwasserbereich. In der Schweiz wurden bereits Lösungsan-
sätze entwickelt, um diese Herausforderungen besser zu bewältigen. So trägt die öf-
fentliche Hand die Kosten von Hochwasserschutzbauten und Informationssystemen, 
während die Versicherungswirtschaft die Schadensabdeckung allein übernimmt. 
Private Haushalte und Unternehmen werden von der Versicherungswirtschaft auch 
bei der Entwicklung von Strategien zur Eigenvorsorge unterstützt.  

Zu den Vorteilen der Lastenaufteilung zwischen öffentlicher Hand und Versiche-
rungswirtschaft zählt, dass die öffentlichen Ausgaben dadurch vorhersehbarer sind. 
Versicherte haben zudem Rechtsanspruch auf Schadenersatz zu vorab bekannten 
Konditionen. Möglich ist dies durch eine Pflichtversicherung. Um ein ähnliches Modell 
in Österreich zu verwirklichen, sollte eine solche Versicherung neben Hochwasser ein 
breiteres Spektrum von Naturgefahren wie etwa Erdbeben abdecken. 
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Key Indicators for Climate Change and Energy Economics  Economic 
Impacts of Flooding as an Example of Extreme Weather Events 

Summary 

For the 6th time, WIFO presents indicators of the latest available greenhouse gas 
emissions data (2011) together with trends in economic performance and energy 
use for different sectors of the Austrian economy. Total greenhouse gas emissions 
declined by 2.2 million metric tons of CO2 or 2.6 percent against 2010. At the same 
time, GDP rose by 2.7 percent. Total primary energy consumption fell by 5.1 per-
cent but coal consumption was on the rise (+2.7 percent) while the use of natural 
gas (5.6 percent) and oil (6.6 percent) decreased significantly. Fossil fuel con-
sumption thus fell by 5 percent; consumption of renewable energy sources de-
clined even more sharply (5.5 percent). The share of renewables in primary en-
ergy consumption thus stagnated at about 27 percent. The decline in energy con-
sumption and greenhouse gas emissions, however, is mostly the result of a warm 
winter. Due to recent events, the focal point of the present paper deals with 
methodological issues of how events such as the recent flooding can be used to 
quantify welfare effects of extreme weather events. Detailed estimates of dam-
age and welfare effects from extreme events form an important basis for decision-
making to develop precautionary measures as well as measures of risk and disas-
ter management. 
 

 


